
Nachschlagewerk: ja
BGHZ: nein

BGB § 1578 Abs. 1 Satz 1

Die ehelichen Lebensverhältnisse folgen den Veränderungen/ 
die sich aus dem jeweiligen Unterhaltsbedarf gemeinschaft­
licher Kinder ergeben. Fällt Kindesunterhalt weg, erhöht 
sich der Unterhaltsbedarf des geschiedenen Ehegatten, sofern 
nicht die freiwerdenden Mittel nach objektivem Urteil der 
Vermögensbildung oder anderen nicht dem Lebensbedarf zuzu­
rechnenden Zwecken dienen (Änderung der bisherigen Recht­
sprechung: Urteile vom 16. März und 11. Mai 1988 -IVb ZR 
40 u. 42/87 - FamRZ 1988, 701 und 817 sowie vom 7. Juni 1989 
- IVb ZR 63/88 - FamRZ 1990, 258).

BGH, Urteil vom 20. Juli 1990 - XII ZR 73/89 - OLG Düsseldorf
AG Mönchenglad­
bach-Rheydt



T

BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

XII ZR 73/89 URTEIL Verkündet am:
20. Juli 1990 
Küpferle
Justizhauptsekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit



t

-  2

Der XII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 30. Mai 1990 durch den 
Vorsitzenden Richter Lohmann und die Richter Portmann,
Dr. Blumenrohr, Dr. Zysk und Dr. Knauber

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des 5. Senats für Familiensachen des Ober­
landesgerichts Düsseldorf vom 14. Juni 1989 
aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur neuen Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Revision, an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen.

Von Rechts wegen 

Tatbestand:

Die Ehe der Parteien, aus der der 1964 geborene Sohn 
Dirk, der 1966 geborene Sohn Sven und die 1969 geborene 
Tochter Eva hervorgegangen sind, ist seit dem 27. November
1979 rechtskräftig geschieden. Der Anspruch der Beklagten 
auf nachehelichen Unterhalt wurde durch Teilanerkenntnis- 
urteil vom 6. Mai 1980 in Höhe von monatlich 300 DM ab April
1980 tituliert, außerdem durch Urteil vom 5. August 1981 in 
Höhe von weiteren monatlich 269 DM für die Zeit vom
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14. April 1980 bis 31. Dezember 1980 und von weiteren monat­
lich 300 DM für die Zeit ab 1. Januar 1981. Seinerzeit war 
der Kläger als angestellter Vertriebsingenieur berufstätig, 
die Beklagte ging einer Halbtagsbeschäftigung als Buchhalte­
rin nach. Ihr wurden aufgrund von § 1570 BGB 3/7 der Diffe­
renz der beiderseitigen Einkünfte als Unterhalt zugespro­
chen .

Ende 1985 versuchte der Kläger erstmals, im Wege der 
Abänderungsklage seine Unterhaltsverpflichtung gegenüber der 
Beklagten in Wegfall kommen zu lassen. Seine Klage wurde in 
zweiter Instanz durch Urteil vom 14. Mai 1986 abgewiesen.

Mit der am 7. Juni 1988 erhobenen Abänderungsklage er­
strebt der Kläger erneut den Fortfall seiner UnterhaltsVer­
pflichtung gegenüber der Beklagten, da sie nicht mehr durch 
die Betreuung von Kindern an einer vollen Erwerbstätigkeit 
gehindert sei und sich ihren Unterhalt selbst verdienen 
könne.

Der Sohn Sven ist seit 1. Oktober 1987 Zeitsoldat bei 
der Bundeswehr. Der Sohn Dirk lebt im Haushalt der Eltern 
des Klägers, die ihn Anfang 1988 adoptiert haben. Die Toch­
ter Eva, die sich in Ausbildung befindet, lebt noch bei der 
Beklagten. Diese geht seit August 1988 einer Vollzeitbe­
schäftigung nach. Der Kläger ist seit Mai 1988 Geschäfts­
führer der GmbH, bei der er bis dahin in abhängiger Stellung 
beschäftigt war. Dadurch erzielt er erheblich höhere Ein­
künfte.
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Das Amtsgericht - Familiengericht - hat die Unterhalts­
verpflichtung des Klägers gegenüber der Beklagten "unter Ab­
änderung des Urteils vom 14. Mai 1986 in Verbindung mit dem 
Urteil vom 5. August 1981" aufgehoben. Hiergegen hat die Be­
klagte Berufung eingelegt mit dem Antrag, die Abänderungs­
klage abzuweisen, soweit der Kläger begehrt, ihr weniger 
Unterhalt als monatlich 552,71 DM zahlen zu müssen. Das 
Oberlandesgericht hat dem Berufungsbegehren der Beklagten 
unter Abänderung des Teilanerkenntnisurteils vom 6. Mai 1980 
und des Urteils vom 5. August 1981 für die Zeit ab 7. Juni 
1988 entsprochen.

Mit der - zugelassenen - Revision erstrebt der Kläger 
die Wiederherstellung des amtsgerichtlichen Urteils mit der 
Maßgabe, daß auch das Teilanerkenntnisurteil vom 6. Mai 1980 
in die Abänderung einbezogen wird.

Entscheidunqsqründet

Das Oberlandesgericht hat die Auffassung vertreten, 
zwar hätten sich die tatsächlichen Verhältnisse seit den 
früheren Entscheidungen über den nachehelichen Unterhalt der 
Klägerin in mehrfacher Hinsicht wesentlich geändert, die ge­
botene Gesamtbeurteilung führe aber zu dem Ergebnis, daß der 
Kläger Aufstockungsunterhalt gemäß § 1573 Abs. 2 BGB jeden­
falls in Höhe der von der Beklagten errechneten monatlich 
552,71 DM schulde. Seine Ausführungen halten nicht in allen 
Teilen rechtlicher Nachprüfung stand.

1. Die Nettoeinkünfte der Beklagten aus ihrer derzeit 
ausgeübten Ganztagsbeschäftigung hat das Berufungsgericht 
mit monatlich 1.714,86 DM festgestellt, wovon berufsbedingte
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Aufwendungen abzusetzen seien, so daß für 1988 monatlich 
1.629,12 DM verblieben, für die Zeit danach monatlich 
1.624,86 DM. Das wird von keiner Seite angegriffen. Aufgrund 
von § 1573 Abs. 2 BGB kann die Beklagte den Unterschiedsbe­
trag zwischen diesen Einkünften und ihrem vollen Unterhalt 
verlangen, wobei sich dieser grundsätzlich nach den ehe­
lichen Lebensverhältnissen im Zeitpunkt der Scheidung rich­
tet (§ 1578 Abs. 1 Satz 1 BGB). Davon ist das Berufungsge­
richt zutreffend ausgegangen.

2. Wie sich aus den Entscheidungsgründen des Urteils 
vom 5. August 1981 ergibt, waren die danach maßgebenden Le­
bensverhältnisse der Parteien durch Einkünfte des Klägers 
als angestellter Vertriebsingenieur und der Beklagten aus 
einer Halbtagsbeschäftigung bestimmt. Für die Zeit ab 1. Ja­
nuar 1981 ist der Unterhalt der Beklagten im Wege der Diffe­
renzmethode mit monatlich 609 DM errechnet worden (2.170 DM 
-750 DM = 1.420 DM; davon 3/7 - 609 DM). Die Rüge der Revi­
sion, wegen der Bindung an die Grundlagen des abzuändernden 
Titels müsse daher weiterhin die Differenzmethode angewendet 
werden, geht jedoch fehl. Unterhaltsrichtlinien und dergl. 
sind Hilfsmittel, deren sich der Richter zur Ausfüllung des 
unbestimmten Rechtsbegriffs "angemessener Unterhalt" be­
dient, und nehmen an der Bindungswirkung des Urteils nicht 
teil (Senatsurteil vom 11. Januar 1984 - IVb ZR 10/82 - 
FamRZ 1984, 374, 375 f = NJW 1984, 1458, 1459). Zudem er­
laubt der gegenüber dem früheren Verfahren veränderte Sach­
verhalt keine uneingeschränkt« Differenzberechnung mehr.
Die Beklagte erzielt nunmehr zusätzliche Einkünfte aus einer 
Ganztagsbeschäftigung, die für die ehelichen Lebensverhält­
nisse nicht bestimmend waren, so daß diese in eine
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Differenzrechnung nicht eingestellt werden können. Es ist 
daher nicht zu beanstanden, wenn das Berufungsgericht sich 
einer anderen Methode der Unterhaltsbexnessung bedient hat.
Es hat die Monatsbeträge der beiderseitigen bereinigten Er­
werbseinkünfte, die sich bei einer Fortschreibung der Ver­
hältnisse ixn Zeitpunkt der Scheidung ergeben würden, zusam­
mengerechnet und davon den derzeit zu leistenden Kindes- 
unterhalt abgezogen. Der Hälfte davon (=. 1.900 DM) hat es 
trennungsbedingten Mehrbedarf von monatlich 380 DM hinzuge­
schlagen und ist so zu einem Gesamtunterhaltsbedarf der Be­
klagten von monatlich 2.280 DM gelangt. Nach Abzug des Ver­
dienstes der Beklagten aus der Ganztagsbeschäftigung (monat­
lich 1.624,86 DM bzw. 1.629,12 DM) verbleiben mehr als die 
von ihr noch beanspruchten monatlich 552,71 DM. Entgegen der 
Auffassung der Revision ist danach der Verdienst der Beklag­
ten, der über denjenigen aus einer Halbtagsbeschäftigung 
hinausgeht, nicht unberücksichtigt geblieben. Auch sonst ist 
die Bemessungsmethode des Berufungsgerichts im Ansatz recht­
lich nicht zu beanstanden (vgl. zu einer ähnlichen Bedarfs­
berechnung Senatsurteil vom 12. Juli 1989 - IVb ZR 66/88 - 
FamRZ 1989, 1160, 1163). Mehrere Einzelansätze begegnen aber 
durchgreifenden Bedenken.

a) Soweit das Berufungsgericht die Erwerbseinkünfte, 
die die Beklagte heute aus einer den ehelichen LebensVer­
hältnissen entsprechenden Halbtagsbeschäftigung erzielen 
könnte, mit bereinigt 878,19 DM monatlich ermittelt hat, er­
hebt die Revision keine Einwendungen.

b) Als Erwerbseinkünfte des Klägers hat das Berufungs­
gericht nicht die Bezüge zugrunde gelegt, die er seit Mai 
1988 aufgrund seines Aufstiegs zum Geschäftsführer der GmbH
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erhält (mehr als 100.000 DM brutto jährlich), sondern fikti­
ve Einkünfte als angestellter Vertriebsingenieur von jähr­
lich 85.000 DM brutto, die um rund 390 DM monatlich höher 
liegen als sein Gehalt am 1. Januar 1982 (zuzüglich damali­
ger Sachbezüge). Es hat hierzu ausgeführt: Selbst wenn der 
berufliche Aufstieg des Klägers im Zeitpunkt der Scheidung 
nicht zu erwarten gewesen sei, könne dies nicht dazu führen, 
daß für alle Zukunft die bis April 1988 tatsächlich erziel­
ten Einkünfte maßgebend seien. Vielmehr müßten zumindest die 
aufgrund normaler beruflicher Entwicklung anfallenden Ge­
haltserhöhungen berücksichtigt werden. Zwar sei das Gehalt 
des Klägers seit seinem Eintritt in die GmbH am 1. Januar 
1982 unverändert geblieben, seine Kenntnisse und Erfahrungen 
seien für seinen Arbeitgeber aber besonders wertvoll gewe­
sen, wie seine schließliche Ernennung zum Geschäftsführer 
zeige. Wenn er nicht in dieser Weise aufgestiegen wäre, 
hätte er zumindest eine Anhebung seines Gehalts durchsetzen 
können. Zwar habe er geltend gemacht, daß die bisherigen 
Geschäftsführer eine Gehaltserhöhung stets abgelehnt hätten; 
durch deren Tod sei aber insoweit eine veränderte Situation 
eingetreten, die auch den tatsächlichen Aufstieg des Klägers 
zur Folge gehabt habe.

Daß der Aufstieg des Klägers zum Geschäftsführer als 
eine unerwartete Entwicklung nach der Scheidung unberück­
sichtigt geblieben ist, ist rechtsbedenkenfrei (vgl. z.B. 
Senatsurteil BGHZ 98, 108, 110) und wird auch nicht ange­
griffen. Hingegen macht die Revision mit Recht geltend, daß 
der Ansatz fiktiver Bruttoeinkünfte von jährlich 85.000 DM 
ab Mai 1988 keine hinreichende Grundlage im Tatsachenvortrag 
der Parteien hat. Das Berufungsgericht ist insoweit ohne 
jeden konkreten Anhalt ersichtlich davon ausgegangen, die
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früheren Geschäftsführer der GmbH hätten in der Zeit vom 
1. Januar 1982 bis zu ihrem Tode im Frühjahr 1988 Gehaltser­
höhungen für den Kläger aus rein persönlichen Gründen abge­
lehnt, so daß mit ihrem Tode eine veränderte Sachlage einge­
treten sei. Ebenso denkbar ist aber, daß für ihr Verhalten 
sachliche Gründe Vorgelegen haben, etwa aufgrund der Ge­
schäftslage der GmbH. Die Schätzung des Berufungsgerichts 
wäre daher allenfalls gerechtfertigt, wenn die für den 
Unterhaltsmaßstab darlegungs- und beweispflichtige Beklagte 
(vgl. Senatsurteil vom 31. Januar 1990 - XII ZR 36/89 - 
FamRZ 1990, 496, 497) solche anderen Gründe ausgeräumt 
hätte. Auch im Rahmen der Schätzung gemäß § 287 ZPO behält 
nämlich die Darlegungs- und Beweislast ihre Bedeutung (vgl. 
BGH, Urteil vom 7. Juli 1970 - VI ZR 233/69 - NJW 1970,
1970, 1971). Als konkreten Anhaltspunkt für eine Schätzung 
hätte sie etwa auch dartun können, was der Nachfolger in der 
beruflichen Position des Klägers seit Mai 1988 verdient. 
Aufgrund des bisherigen Streitstands hält somit der Ansatz 
jährlicher Bruttoeinkünfte von 85.000 DM den Angriffen der 
Revision nicht stand.

c) Mit Recht beanstandet die Revision auch, daß das Be­
rufungsgericht die angenommenen Bruttoeinkünfte des Klägers 
nicht um die Steuern bereinigt hat, die seinem Familienstand 
als Geschiedenen entsprechen, sondern lediglich um 1/12 von 
fiktiven Steuern, die bei einer Zusammenveranlagung der Par­
teien aufgrund der Splittingtabelle anfallen würden. Nach 
der ständigen Rechtsprechung des Senats ist bei der Ermitt­
lung der ehelichen Lebensverhältnisse auf das Nettoeinkommen 
abzustellen, das sich unter Berücksichtigung der gesetzlich 
bestimmten Abzüge (Steuern, Sozialabgaben usw.) nach den
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jeweiligen persönlichen Verhältnissen des Einkommensbezie- 
hers ergibt. Gegenüber den Einwänden des Berufungsgerichts 
gegen diese Rechtsprechung wird auf die Senatsentscheidungen 
vom 24. und 31. Januar 1990 verwiesen (XII ZR 2/89 sowie 
XII ZR 35/89 - FamRZ 1990, 499 und 503). Hier hat der Senat 
seine Rechtsprechung erneut bestätigt und sich dabei auch 
mit den vom Berufungsgericht für seine abweichende Auffas­
sung ins Feld geführten Gesichtspunkten auseinandergesetzt. 
Auf die tatsächlich vom Kläger gezahlten Steuern kann zwar 
vorliegend nicht abgehoben werden, weil ein Teil seiner Ein­
künfte als nicht den ehelichen Lebensverhältnissen entspre­
chend ausgeschieden werden muß. Das ändert aber nichts 
daran, daß er sich als Geschiedener nicht der auf diesem Um­
stand fußenden gesetzlichen Besteuerung nach der Lohnsteuer- 
klasse I entziehen kann. Das muß auch berücksichtigt werden, 
wenn es darum geht, die Steuerbelastung des Teils seiner 
Einkünfte festzustellen, die für den Unterhaltsmaßstab des 
§ 1578 Abs. 1 Satz 1 BGB heranzuziehen sind. In diesem Punkt 
kann somit das angefochtene Urteil ebenfalls keinen Bestand 
haben.

. d) Das Berufungsgericht hat es ferner abgelehnt, dem 
vom Senat in ständiger Rechtsprechung vertretenen Grundsatz 
zu folgen, daß schon bei der Bedarfsberechnung dem erwerbs­
tätigen Unterhaltspflichtigen ein die Hälfte des vertei­
lungsfähigen Einkommens maßvoll übersteigender Betrag ver­
bleiben muß (vgl. etwa Senatsurteile vom 26. April 1989 
- IVb ZR 59/88 - FamRZ 1989, *842 und zuletzt vom 31. Januar 
1990 aaO). Der Senat hält auch in der vorliegenden Sache 
daran fest. Die Ansicht des Berufungsgerichts, es handele 
sich dabei in Wahrheit um trennungsbedingten Mehrbedarf,
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trifft nicht zu; es geht vielmehr darum, dem erhöhten Auf­
wand, der mit der Berufstätigkeit verbunden ist, Rechnung zu 
tragen und zugleich den Anreiz zur Erwerbstätigkeit zu stei­
gern. Die Bemessung dieses "Bonus" - in der Praxis verbrei­
tet ist ein Abschlag von 1/7 von dem unterhaltsrechtlich 
maßgebenden Einkommen - ist Sache des Tatrichters. Soweit 
wegen berufsbedingter Aufwendungen vorab pauschal 5% abge­
zogen worden sind, erscheint angebracht, den weiter nur noch 
als Anreiz zur Erwerbstätigkeit zu gewährenden Bonus gerin­
ger zu bemessen (vgl. Senatsurteil vom 31. Januar 1990 - 
XII ZR 21/89). Das Berufungsgericht hat in einer Hilfsbe­
gründung auf den von ihm vorgenommenen pauschalen Abzug von 
5% unter dem Gesichtspunkt berufsbedingter Aufwendungen hin­
gewiesen sowie darauf, daß es das Eigeneinkommen der Beklag­
ten voll und nicht nur zu 6/7 angerechnet habe. Letzteres 
trifft aber nicht zu, weil es beim Eigeneinkommen der Be­
klagten ebenfalls pauschale berufsbedingte Aufwendungen be­
rücksichtigt hat. Da jedenfalls der Anreizgedanke auf beiden 
Seiten unberücksichtigt geblieben ist, begegnet die ange- 
fochtene Entscheidung auch in diesem Punkt durchgreifenden 
Bedenken.

e) Dem fast acht Jahre nach der Scheidung eingetretenen 
Wegfall der UnterhaltsVerpflichtung gegenüber dem Sohn Sven 
hat das Berufungsgericht erhöhenden Einfluß auf den Unter­
haltsbedarf der Beklagten eingeräumt und das Begehren des 
Klägers abgelehnt, bei seinen Einkünften aufgrund der Unter­
haltsverpflichtung im Zeitpunkt der Scheidung insoweit eine 
fiktive Unterhaltslast von monatlich 610 DM anzusetzen. Es 
hat dargelegt, soweit die Rechtsprechung des erkennenden Se­
nats (Urteile vom 16. März 1988 - IVb ZR 40/87 - FamRZ 1988,
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701, 703 und vom 11. Mai 1988 - IVb ZR 42/87 - FamRZ 1988, 
817, 819) dem entgegenstehe, könne ihr nicht gefolgt werden, 
und hat hierzu ausgeführt: Wenn im Zeitpunkt der Scheidung 
und noch Jahre danach mehrere Kinder zu versorgen seien, 
führe die Nichtberücksichtigung des späteren Wegfalls der 
Unterhaltslast bei der Bemessung des nachehelichen Unter­
halts dazu, daß der Unterhaltsanspruch des bedürftigen Ehe­
gatten trotz gehobener beruflicher Stellung des Unterhalts­
schuldners für immer auf relativ niedrigem Niveau festge­
halten werde. Dies komme auf längere Sicht einem sozialen 
Abstieg des Unterhaltsberechtigten gleich; denn dem bedürf­
tigen Ehegatten, im Regelfall der die Kinder betreuenden 
Ehefrau, würde durch die Ehescheidung die sichere Erwartung 
genommen, in absehbarer Zukunft einmal über Mittel zu ver­
fügen, um eigene - wegen der Versorgung und Berufsausbildung 
der Kinder zunächst zurückgestellte - Bedürfnisse zu befrie­
digen. Es möge zwar Fälle geben, in denen die Eltern weder 
vor noch nach der Trennung wegen der Versorgung von Kindern 
Einschränkungen ihres Lebensstandards hinzunehmen brauchten. 
Diese Fälle bildeten jedoch erfahrungsgemäß die absolute 
Ausnahme.

Dem ist im Ergebnis beizupflichten. An entgegenstehen­
der Rechtsprechung (kritisch auch Ewers FamRZ 1988, 704; 
Hampel FamRZ 1989, 113, 123; OLG Hamm FamRZ 1989, 870) hält 
der Senat nach erneuter Überprüfung nicht fest.

Der allgemeine Grundsatz-, daß die ehelichen Lebensver­
hältnisse i.S. von § 1578 Abs. 1 BGB durch die im Zeitpunkt 
der Scheidung gegebenen Verhältnisse bestimmt werden und



nachträgliche Veränderungen nur ausnahmsweise zu berücksich­
tigen sind, ist kein sachgerechter Ansatz für die Beurtei­
lung der Frage, wie sich der Unterhaltsbedarf von gemein­
schaftlichen Kindern auf die Bemessung des nachehelichen 
Unterhalts auswirkt. Es ist nicht zu verkennen, daß insbe­
sondere bei kleinen und mittleren Einkommen' die Entwicklung 
der Kinder bis zu ihrer wirtschaftlichen Selbständigkeit und 
die damit verbundenen Unterhaltslasten die Lebensverhältnis­
se der Eltern dauerhaft prägen. Für die Bemessung des nach­
ehelichen Unterhalts kann daher nicht entscheidend sein, in 
welcher Phase dieser Entwicklung es zur Scheidung kommt und 
wie hoch die wirtschaftlichen Lasten gerade zu diesem Zeit­
punkt sind. Vielmehr muß der Unterhaltsmaßstab des § 1578 
Abs. 1 BGB schon vom Grundsatz her den Veränderungen folgen, 
die sich aus dem jeweiligen Unterhaltsbedarf der Kinder er­
geben. Dem entspricht auch die Rechtsprechung des Senats zum 
Vorwegabzug des Kindesunterhalts vom unterhaltsrechtlich 
relevanten Einkommen: der Unterhalt selbst volljähriger Kin­
der kann in der jeweils tatsächlich geschuldeten Höhe abge­
setzt werden, sofern die sich daraus ergebende Verteilung 
der zur Verfügung stehenden Mittel auf den geschiedenen Ehe­
gatten und die Kinder nicht in einem Mißverhältnis zu dem 
beiderseitigen Lebensbedarf steht (vgl. Senatsurteile vom 
10. Dezember 1980 -IVb ZR 534/80.- FamRZ 1981, 241, 242 und 
vom 19. Juni 1985 - IVb ZR 38/84 - FamRZ 1985, 912, 916).
Der Kindesunterhalt wird der Höhe nach ohnehin nicht nach 
den Verhältnissen im Zeitpunkt der Scheidung bestimmt (vgl. 
Senatsurteil vom 23. Februar 1983 - IVb ZR 362/81 - 
FamRZ 1983, 473).



13

Werden mit der wirtschaftlichen Selbständigkeit der 
Kinder Mittel frei, die zuvor für deren Unterhalt aufgewen­
det werden mußten, spricht diese Veränderlichkeit des Unter­
haltsmaßstabes dafür, daß sich der Unterhaltsbedarf des 
geschiedenen Ehegatten entsprechend erhöht. Das ist nur dann 
nicht der Fall, wenn anzunehmen ist, daß die freiwerdenden 
Mittel nach den jetzt gegebenen Verhältnissen der Vermögens­
bildung oder anderen nicht dem Lebensbedarf zuzurechnenden 
Zwecken dienen. An Einkommen, das bei vernünftiger Lebens­
führung nicht für die Deckung des laufenden Lebensaufwandes 
verwendet wird, nimmt der geschiedene Ehegatte nach allge­
meinen Grundsätzen nicht teil (vgl. etwa Senatsurteil vom 
23. November 1983 - IVb ZR 21/82 - FamRZ 1984, 149, 151 
m.w.N.). Dies wird allerdings in den hier erörterten Fällen 
nur bei sehr günstigen wirtschaftlichen Verhältnissen in 
Betracht kommen. Dabei kommt es nicht entscheidend darauf 
an, ob die Ehegatten während der Ehe Vermögen gebildet haben 
oder nach Wegfall des Kindesunterhalts Vermögen bilden wür­
den, wenn sie noch verheiratet wären. Denn die Beweggründe 
einer durch Konsumverzicht erkauften Vermögensbildung können 
durch Trennung und Scheidung der Eheleute ganz oder teil­
weise entfallen sein (vgl. Senatsurteil vom 25. Januar 1984 
- IVb ZR 43/82 - FamRZ 1984, 358, 360 f - NJW 1984, 1237, 
1239). Auch können freiwerdende Mittel nunmehr durch tren­
nungsbedingten Mehrbedarf aufgezehrt werden. Die - letztlich 
hypothetische - Beurteilung in diesem Rahmen ist Sache des 
Tatrichters, der notfalls anhand der gegebenen Einkommens­
und Vermögensverhältnisse unter Anlegung des gebotenen 
objektiven Maßstabs (dazu Senatsurteil vom 4. November 1981 
-IVb ZR 624/80 - FamRZ 1982, 151, 152) nach § 287 ZPO 
schätzen kann.
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Das Berufungsgericht hat sich allerdings die Frage der 
Verwendung der bei Wegfall der Unterhaltszahlungen für den 
Sohn Sven freiwerdenden Mittel nicht vorgelegt. Der Senat 
ist jedoch in der Lage, sie aufgrund der getroffenen tat­
sächlichen Feststellungen selbst zu beantworten. Die vom 
Kläger erzielten Einkünfte bewegten sich unter Berücksichti­
gung der fortbestehenden Unterhaltsverpflichtung für den 
Sohn Dirk und die Tochter Eva nicht in einer Höhe, die bei 
vernünftiger Betrachtung eine Verwendung für andere Zwecke 
als den laufenden Lebensbedarf nahelegte. Danach hat es das 
Berufungsgericht im Ergebnis zutreffend abgelehnt, die Be­
klagte an den insoweit freiwerdenden Mitteln nicht zu betei­
ligen.

f) Im angefochtenen Urteil ist ausgeführt, bei der Er­
mittlung des vollen Unterhalts der Beklagten sei zu berück­
sichtigen, daß der eheliche Lebensstandard nur aufrechter­
halten werden könne, wenn die mit der Trennung normalerweise 
verbundenen Mehraufwendungen für doppelte Wohnung und Haus­
haltsführung ausgeglichen würden. Die Höhe dieses Zuschlags 
könne im Regelfall auf 10% des verfügbaren berücksichti­
gungsfähigen Einkommens geschätzt werden, was im vorliegen­
den Fall monatlich rund 380 DM ausmache. Im Prozeß hatte die 
Beklagte zwar u.a. trennungsbedingten Mehrbedarf in Höhe von 
monatlich 300 DM geltend gemacht, diesen aber trotz Bestrei­
tens des Klägers nicht näher dargelegt.

Nach der ständigen Rechtsprechung des Senats ist der 
Tatrichter zwar befugt, die Höhe derartigen trennungsbeding­
ten Mehrbedarfs zu schätzen (§ 287 ZPO), aber nur auf der 
Grundlage konkreter Darlegungen der Partei über ihre Mehr- - 
aufwendungen (vgl. Senatsurteile vom 4. November 1981
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- IVb ZR 625/80 - FamRZ 1982, 255, 257, vom 1. Juni 1983
- IVb ZR 389/81 - FamRZ 1983, 886, 887 und zuletzt vom
31. Januar 1990 - XII ZR 21/89 - nicht veröffentlicht). An 
dieser Rechtsprechung hält er nach wie vor fest. Ein Mehrbe­
darf ist mit der Trennung nicht ausnahmslos verbunden, schon 
gar nicht in Höhe eines bestimmten prozentualen Zuschlags zu 
dem jeweils verfügbaren beiderseitigen Einkommen. So wird 
vertreten, daß solche Mehrkosten überhaupt nicht entstehen, 
wenn der Unterhaltsberechtigte mit einem anderen Partner 
zusammenlebt (vgl. OLG Frankfurt FamRZ 1982, 376). Tren­
nungsbedingte Veränderungen sind in Anbetracht der Viel­
gestaltigkeit des Lebens ebensowenig pauschalierbar wie die 
ehelichen Lebensverhältnisse selbst (vgl. Senatsurteil vom 
7. Juni 1989 - IVb ZR 63/88 - FamRZ 1990, 258, 260). Die Be­
klagte hatte sich in den vorausgegangenen Verfahren über 
ihren nachehelichen Unterhalt auf trennungsbedingten Mehrbe­
darf nicht berufen. Zwar steht seiner Geltendmachung im vor­
liegenden Abänderungsverfahren nicht § 323 Abs. 2 ZPO entge­
gen, weil diese Bestimmung nicht für die Verteidigung gegen 
ein Abänderungsbegehren des anderen Ehegatten gilt (vgl. Se­
natsurteil BGHZ 98, 353, 360). Es kann aber nicht gebilligt 
werden, daß das Berufungsgericht der Beklagten ohne jeden 
schlüssigen Sachvortrag (vgl. zu in Betracht kommenden 
Posten Kalthoener/Büttner, Rechtsprechung zur Höhe des 
Unterhalts 4. Aufl. Rdn. 54) trennungsbedingten Mehrbedarf 
zugebilligt hat, noch dazu in einer Höhe, die seine Beziffe­
rung durch die Beklagte selbst übersteigt.

3. Die aufgezeigten Mängel nötigen zur Aufhebung des 
angefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung der Sache an 
das Berufungsgericht. Eine abschließende Entscheidung kann 
der Senat nicht treffen. Im angefochtenen Urteil ist u.a.



offengelassen worden, ob den Parteien nicht auch für den 
Sohn Dirk Kindergeld zusteht und ob der Kläger nicht weiter­
gehende Steuerfreibeträge als berücksichtigt in Anspruch 
nehmen kann; die getroffene Entscheidung hänge davon nicht 
ab. Da die bisherige Beurteilung des Berufungsgerichts aber 
in mehreren Punkten keinen Bestand hat, wird es im weiteren 
Verfahren auch zu diesen Punkten Feststellungen treffen müs­
sen.

Lohmann Richter Portmann ist Blumenröhr
im Urlaub und kann 
nicht unterschreiben.

Lohmann

Zysk Knauber
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